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Krankenversicherung

Reformoptionen für GKV und PKV in der Wahrnehmung 
der Versicherten.
Ergebnisse einer Repräsentativumfrage unter gesetzlich und privat Krankenversicherten

Von Klaus Zok

Trotz eines Beitragssatzniveaus auf Rekordhöhe befinden sich sowohl die gesetzliche Krankenversicherung 
(GKV) als auch die soziale Pflegeversicherung (SPV) schon längere Zeit in finanzieller Schieflage. Was kann die 
Politik jetzt tun? Es scheint deutlich zu werden, dass ein »Weiter so« ohne strukturelle Reformen bei der Finan-
zierung kaum ausreichen wird, um die finanzielle Stabilität von Kranken- und Pflegeversicherung längerfristig 
zu sichern.1

Einleitung

Wie stehen die die gesetzlich Versicherten zur den Fi-
nanzsorgen der Krankenversicherung? Wie zufrieden sind 
sie und wie bewerten sie zentrale Merkmale der solidari-
schen Finanzierung? Welche Merkmale sollten auf jeden 
Fall beibehalten oder sogar ausgebaut werden? Sollen 
sich letztlich alle Menschen an der solidarischen Finanzie-
rung beteiligen? Um diese Fragen zu beantworten, wurden 
die Versicherten in einer repräsentativen Studie befragt, 
deren Ergebnisse im Folgenden vorgestellt werden. Aber 
nicht nur die Einschätzungen der gesetzlich Versicherten 
sind in diesem Zusammenhang von Interesse, sondern 
auch die Ansichten der privat Versicherten. Glauben sie, 
im »besseren« System versichert zu sein? Und wie stehen 
sie zur solidarischen Beitragsfinanzierung, die es in der 
privaten Krankenversicherung (PKV) nicht gibt?2

Die Antworten auf diese Fragen können der Politik 
Hinweise geben, welche Akzeptanz in der Bevölkerung 
für die künftigen strukturellen Reformen vorhanden ist.

Zur Methodik: Für die vorliegende Umfrage wurden 
zwei repräsentative Zufallsstichproben sowohl unter GKV- 
als auch unter PKV-Versicherten gezogen. Insgesamt 2004 
Personen ab 18 Jahren wurden befragt, davon 1004 GKV-
Versicherte und 1000 PKV-Versicherte. Die Erhebunge wur-
den jeweils als Online-Umfrage basierend auf einer reprä-
sentativen Telefon-Stichprobe realisiert. Der Fragebogen 
wurde in enger Zusammenarbeit mit Fachleuten entwi-
ckelt, diskutiert und vor Feldbeginn getestet. Im Hinblick 
auf einen Zeitvergleich wurden teilweise dieselben Fragen 
gestellt wie in einer Umfrage vor zehn Jahren.3 Die telefo-
nischen Interviews (durchschnittliche Länge 23 Minuten) 

1 Siehe hierzu auch: Reiners, H. (2023): Die ökonomische Vernunft der 
Solidarität. Perspektiven einer demokratischen Sozialpolitik. Wien 
sowie Jacobs, K. (2023): Kranken- und Pflegeversicherung: Zukunftsfä-
higkeit durch Stärkung der Solidarität.  In: Sozialer Fortschritt, Jg. 72, 
Heft 6, S. 479-498.

2 Zok, K./Jacobs, K. (2023): Solidarität steht hoch im Kurs. Ergebnisse 
einer Repräsentativbefragung unter gesetzlich und privat Krankenversi-
cherten. In: WIdOmonitor 1/2023, Berlin, S. 1-16.

3 Zok, K. (2013): GKV/PKV im Vergleich – die Wahrnehmung der Versicher-
ten. In: Jacobs, K. / Schulze, S. (Hrsg.): Die Krankenversicherung der Zu-
kunft. Anforderungen an ein leistungsfähiges System, Berlin, S. 15-45.

wurden vom beauftragten Sozialforschungsinstitut Forsa 
mittels eines standardisierten Fragebogens mit größten-
teils geschlossenen Fragestellungen zwischen dem 17. Ja-
nuar und 7. Februar 2023 durchgeführt.

Unterschiede zwischen den Systemen – 
 Aussagen zur Zufriedenheit
Bei der Frage nach der allgemeinen Zufriedenheit mit dem 
Gesundheitssystem in Deutschland zeigt sich noch Luft 
nach oben: Insgesamt 44 Prozent der Befragten äußern 
sich sehr zufrieden oder zufrieden, 35 Prozent wägen ab 
mit »teils, teils«, und 21 Prozent sind unzufrieden bezie-
hungsweise sehr unzufrieden. Dabei hat sich das Zufrie-
denheitsniveau im Zeitvergleich kaum verändert: Dieselbe 
Fragestellung einer Befragung im Rahmen des WIdOmo-
nitors im Jahre 2012/2013 zeigte ein nahezu identisches 
Ergebnis.4

Allerdings ergibt das Antwortverhalten von GKV- und 
PKV-Versicherten einen signifikanten Unterschied: So äu-
ßern sich 42 Prozent der GKV-Versicherten zufrieden oder 
sehr zufrieden und 22 Prozent unzufrieden oder sehr un-
zufrieden. PKV-Versicherte sind mit 55 Prozent deutlich 
zufriedener mit dem Gesundheitssystem in Deutschland 
und nur zu 15 Prozent unzufrieden oder sehr unzufrieden.

Bei der Beurteilung von zentralen Versorgungsdimen-
sionen des deutschen Gesundheitssystems wie Zugang, 
Qualität und Patientenorientierung liegen die Einschät-
zungen der Versicherten beider Systeme nach wie vor nah 
beieinander (Tabelle 1). Die Mehrheit attestiert dem deut-
schen Gesundheitssystem nach wie vor Verbesserungs-
potenziale bei der medizinischen Versorgung.

Ein zentrales Merkmal für die Zufriedenheit der Ge-
sundheitsversorgung ist die Einschätzung des versicher-
ten Leistungsspektrums und der Leistungsgewährung. 
Rückblickend hat sich für die Mehrheit der Befragten in 
beiden Systemen der persönliche Krankenversicherungs-

4 Ebenda.
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schutz nicht geändert, sondern ist »gleich geblieben« 
(GKV: 73 Prozent; PKV: 78 Prozent). In der GKV geben 20, 
in der PKV 11 Prozent der Versicherten eine Verschlech-
terung ihres persönlichen Krankenversicherungsschut-
zes an. In beiden Gruppen sind dies vor allem Versicher-
tengruppen, die ihre Gesundheit subjektiv als »deutlich 
schlechter als andere Personen in meiner Altersgruppe« 
eingestuft haben (GKV: 30 Prozent; PKV: 17 Prozent). Es 
ist anzunehmen, dass diese Personengruppen über mehr 
Erfahrungen mit Leistungserbringern im Gesundheitssys-
tem verfügen, als Personen, die bei besserer Gesundheit 
sind.

Mit Blick auf die Zukunft zeigen sich deutlich pessi-
mistischere Einschätzungen der Versicherten – in beiden 
Systemen: Lediglich rund die Hälfte der Versicherten 
insgesamt geht aktuell davon aus, dass das allgemeine 
Leistungsspektrum ihrer Krankenversicherung künftig 
gehalten wird, bei privat Versicherten fällt die Einschät-
zung etwas optimistischer aus (GKV: 48 Prozent; PKV: 58 
Prozent). Mehr als ein Drittel der befragten Versicherten 
(39 Prozent) erwartet ein abnehmendes Leistungsspekt-
rum (GKV: 40 Prozent, PKV: 31 Prozent). 

Vor dem Hintergrund dieser Erwartungshaltung im 
Hinblick auf die zukünftige politische Ausgestaltung des 
Gesundheitssystems (künftig weniger Leistungen bei hö-
heren Beiträgen) zeigen die Umfrageergebnisse – wie in 
den Jahren zuvor – erneut deutlich bei den Versicherten 
beider Systeme eine ähnlich hohe Bereitschaft, für ein 
gutes Gesundheitssystem auch mehr zu zahlen (aktuel-
le Zustimmung GKV: 77 Prozent; PKV: 74 Prozent), Ein-
schränkungen des versicherten Leistungsspektrums in 
der Krankenversicherung werden nach wie vor von einer 

großen Mehrheit abgelehnt. Die Mehrheit der Versicher-
ten votiert damit für den Erhalt eines möglichst umfas-
senden Krankenversicherungsschutzes, auch wenn Aus-
gabensteigerungen unvermeidbar sind.

Unterschiedliche Erfahrungen mit der 
 Gesundheitsversorgung
Der duale Krankenversicherungsmarkt mit zwei getrennten 
Systemen einer gesetzlichen und einer privaten Kranken-
versicherung mit jeweils unterschiedlichen Vergütungs-
systemen führt auch dazu, dass PKV-Versicherte tenden-
ziell einen bevorzugten Zugang zur ambulanten ärztlichen 
Versorgung erhalten und GKV-Versicherte teilweise länger 
auf einen Arzttermin warten. Dass die Erfahrungen hierzu 
von den Versicherten beider Systeme unterschiedlich be-
wertet werden, kann somit kaum überraschen. 41 Prozent 
der GKV-Versicherten antworten auf die Frage: »Wenn Sie 
in den vergangenen zwölf Monaten einen Arzttermin benö-
tigt haben, kam es da vor, dass Sie Schwierigkeiten hat-
ten, zeitnah einen Termin zu bekommen?« mit »Ja«. Erwar-
tungsgemäß liegt dieser Anteil bei den Privatversicherten 
mit 22 Prozent deutlich niedriger. 

Unterschiede im Antwortverhalten zwischen GKV- und 
PKV-Versicherten zeigen sich auch bei Fragen zur subjek-
tiven Wahrnehmung nicht notwendiger Untersuchungen 
in der Arztpraxis, auch wenn insgesamt nur relativ wenig 
Befragte entsprechende Erfahrungen gemacht haben. 
Sechs Prozent der GKV-Versicherten mit mindestens ei-
nem Arztkontakt in den letzten zwölf Monaten hatten den 
Eindruck, dass sie Untersuchungen beziehungsweise 

Tabelle 1  
Einschätzung zu einzelnen Versorgungsaspekten des Gesundheitssystems 

WIdO‐Monitor 2012

Tabelle 1
Einschätzung zu einzelnen Versorgungsaspekten des Gesundheitssystems

Inwieweit stimmen folgenden Aussagen zu?

Anzahl befragter GKV-Versicherter 1.004 393 130 52 370 53
Das deutsche Gesundheitssystem bietet jedem Versicherten ein hohes Qualitätsniveau an 
Leistungen. 2,7 2,7 2,7 2,4 2,6 2,9
Im deutschen Gesundheitssystem arbeiten die Beteiligten - z.B. niedergelassene Ärzte und 
Krankenhäuser - gut zusammen. 2,7 2,7 2,9 2,7 2,8 3,0
Das deutsche Gesundheitssystem berücksichtigt ausreichend die Interessen der Patienten. 3,1 3,2 3,1 2,8 2,8 3,0
Im deutschen Gesundheitssystem ist der Zugang zu modernen Technologien und neuen Therapien 
für alle Versicherten gewährleistet. 3,0 3,1 3,1 3,1 2,9 3,0
Im deutschen Gesundheitssystem sind die medizinischen Leistungen für alle Patienten 
gleichermaßen verfügbar. 3,3 3,3 3,5 3,5 3,1 3,2

Inwieweit stimmen folgenden Aussagen zu?

Anzahl befragter PKV-Versicherter 1.000 176 117 200 475 32
Das deutsche Gesundheitssystem bietet jedem Versicherten ein hohes Qualitätsniveau an 
Leistungen. 2,6 2,7 3,0 2,5 2,6 2,2
Im deutschen Gesundheitssystem arbeiten die Beteiligten - z.B. niedergelassene Ärzte und 
Krankenhäuser - gut zusammen. 2,7 3,1 3,0 2,7 2,6 2,8
Das deutsche Gesundheitssystem berücksichtigt ausreichend die Interessen der Patienten. 2,9 3,1 3,3 2,8 2,9 2,7
Im deutschen Gesundheitssystem ist der Zugang zu modernen Technologien und neuen Therapien 
für alle Versicherten gewährleistet. 3,1 3,2 3,4 2,7 2,9 3,1
Im deutschen Gesundheitssystem sind die medizinischen Leistungen für alle Patienten 
gleichermaßen verfügbar. 3,5 3,5 3,7 3,5 3,4 3,5

Mittelwertvergleich auf einer 5er Antwortskala (die „1“ bedeutet „stimme voll und ganz zu“, die „5“ „stimme ganz und gar nicht zu“.)
WIdO 2023

Insge
samt

Berufliche Stellung

Arbeitnehmer Selbstständige Beamte Pensionäre/
Rentner

Nicht 
Erwerbstätige

Insge
samt

Berufliche Stellung
pflichtversiche
rte 
Arbeitnehmer

freiwillig 
versicherte 
Arbeitnehmer

Selbstständige Rentner Nicht 
Erwerbstätige

ZOK 28.06.2023
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Behandlungen bekamen, die aus ihrer Sicht nicht not-
wendig waren. Die entsprechende Antwortquote fällt bei 
privat Versicherten – ähnlich wie bereits 2012 – mehr als 
doppelt so hoch aus (2012: 16 Prozent) und deutet auf 
eine größere angebotsinduzierte Nachfrage bei Privatpa-
tienten hin.

Umgekehrt erleben deutlich mehr GKV-Versicherte 
ärztliches Verordnungsverhalten subjektiv als restrik-
tiver: Die Frage »Hatten Sie den Eindruck, dass Ihnen 
von Ihrem Arzt bestimmte notwendige Leistungen – z.B. 
Arzneimittel, Physiotherapien – vorenthalten wurden?« 
bejahten die GKV-Versicherten zu einem deutlich größe-
ren Anteil (17 Prozent) als PKV-Versicherte (3 Prozent). 
Wenn auch nicht in einem besonders großen Umfang, so 
spiegelt das unterschiedliche Antwortverhalten der Ver-
sicherten ein Stück gefühlte Zwei-Klassen-Medizin wider 
im Sinne von Überangebot hier und Restriktion dort. Auch 
wenn sich nicht feststellen lässt, ob die Versicherten mit 
ihrer Einschätzung jeweils richtigliegen, wird das unter-
schiedliche Ausmaß von Versorgungssteuerung in GKV 
und PKV erkennbar. In der PKV gibt es für behandelnde 
Leistungserbringer deutlich weniger Verordnungssteue-
rung durch die Krankenversicherung als in der GKV.

Einstellungen zu Kernelementen des 
 Solidarprinzips
Für die Finanzierung der GKV ist das Solidarprinzip maßge-
bend. Danach werden die Beiträge – unabhängig von indivi-
duellen Risikofaktoren und Differenzierungen im Leistungs-
katalog – bis zu einer bestimmten Einkommensobergrenze 
(Beitragsbemessungsgrenze) abhängig von Arbeitsentgelt 
oder Rente erhoben. Alle quantitativen und qualitativen Er-
hebungen seit Anfang der 1990er Jahre haben durchgängig 
eine starke Verankerung des Solidarprinzips in der Bevölke-
rung entlang der folgenden Dimensionen ergeben.

Das Solidarprinzip der Finanzierung umfasst insge-
samt vier Dimensionen einer Ex-ante-Umverteilung:
• von niedrigen zu hohen Gesundheitsrisiken (Risiko-

ausgleich),
• von Beziehern höherer Einkommen zu solchen mit 

niedrigen (Einkommensumverteilung),
• von Alleinstehenden zu Familien mit Kindern (Familien-

lastenausgleich) sowie 
• von jungen zu alten Versicherten (Altersausgleich).

Auch die aktuellen Befragungsergebnisse zeigen (Tabelle 
2), dass die zentralen Elemente des Solidarprinzips in der 
GKV nach wie vor einen starken Rückhalt in der Bevölkerung 
finden. Das gilt dabei nicht nur für die gesetzlich Versicher-
ten, sondern auch für erstaunlich hohe Anteile der PKV-Ver-
sicherten, obwohl diese Solidarelemente der PKV-Beitrags-
gestaltung nach dem Äquivalenzprinzip fremd sind.

Der Vorschlag »gleicher Beitrag für alle – unabhängig 
vom Gesundheitszustand« ist einer der Leitgedanken des 
Solidarprinzips in der GKV. Die Zustimmung fällt in bei-
den Stichproben ähnlich hoch aus (GKV: 82 Prozent, PKV: 
80 Prozent Zustimmung) und hat im Zeitvergleich noch 
einmal deutlich zugenommen.

In der GKV stützen deutlich mehr Versicherte (61 Pro-
zent) das Systemmerkmal eines Altersausgleichs, auch 
hier korreliert die Zustimmung analog mit dem Alter und 
der subjektiven Gesundheit. Bei den PKV-Versicherten plä-
diert rund die Hälfte (49 Prozent) dafür, dass junge Versi-
cherte den gleichen Krankenversicherungsbeitrag zahlen 
sollen wie ältere – was explizit der Tarifgestaltung in der 
PKV widerspricht. Bei jüngeren Privatversicherten ist die 
Zustimmung am niedrigsten (>30 Jahre: 26 Prozent).

Die Familienversicherung ist ein weiteres zentrales 
Systemmerkmal der GKV, dass Personen mit Kindern und 
Ehepaare mit nur einer beschäftigten Person finanziell be-
günstigt. Die beitragsfreie Mitversicherung von Kindern 
und Jugendlichen ist dabei unumstritten und wird jeweils 

Tabelle 2 
Einstellungen zu verschiedenen Elementen des Solidarprinzips der GKV

WIdO‐Monitor 2012 GKV‐PKV‐Studie

Tabelle 2
Einstellungen zu verschiedenen Elementen des Solidarprinzips der GKV

Inwieweit stimmen folgenden Aussagen zu?

In einem Gesundheitssystem sollen …
Anzahl befragter GKV-Versicherter 1.004 393 130 52 370 53 1.002

… Gesunde den gleichen Beitrag zahlen wie Kranke. 82 81 81 90 88 66 71
… Junge den gleichen Beitrag zahlen wie Ältere. 61 57 59 75 64 64 62

… Kinder und Jugendliche kostenfrei mitversichert sein. 93 97 93 95 92 80 94
… nichterwerbstätige Ehepartner kostenfrei mitversichert sein. 63 63 62 72 62 64 71

… Besserverdiener mehr bezahlen als Geringverdiener. 73 76 84 70 73 56 76

Inwieweit stimmen folgenden Aussagen zu?

In einem Gesundheitssystem sollen …
Anzahl befragter PKV-Versicherter 1.000 176 117 200 475 32 1.001

… Gesunde den gleichen Beitrag zahlen wie Kranke. 80 73 88 78 83 79 74
… Junge den gleichen Beitrag zahlen wie Ältere. 49 46 55 53 48 39 54

… Kinder und Jugendliche kostenfrei mitversichert sein. 83 78 71 91 84 92 84
… nichterwerbstätige Ehepartner kostenfrei mitversichert sein. 47 37 40 53 48 54 54

… Besserverdiener mehr bezahlen als Geringverdiener. 68 62 59 73 71 66 71

Zustimmung in % jeweils auf einer 5er-Antwortskala (Anteil Angaben: „stimme voll und ganz zu“; „stimme zu“).
WIdO 2023

Insges
amt

Berufliche Stellung

Insges
amt

Berufliche Stellung

Vergleich 
2012pflichtversichert

e Arbeitnehmer

freiwillig 
versicherte 
Arbeitnehmer

Selbstständige Rentner Nicht 
Erwerbstätige

Vergleich 
2012Arbeitnehmer Selbstständige Beamte Pensionäre/Ren

tner
Nicht 
Erwerbstätige

ZOK 28.06.2023
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von einer breiten Mehrheit der Versicherten gestützt (GKV: 
93 Prozent; PKV: 83 Prozent). Überdurchschnittlich hoch 
fällt die Zustimmung der Beamt:innen aus (91 Prozent).

Bei der Frage nach der beitragsfreien Mitversicherung 
von nichterwerbstätigen Ehepartnern sind beim Antwort-
verhalten gleich zwei Aspekte interessant: Zum einen liegt 
die Zustimmung auf einem deutlich niedrigeren Niveau als 
bei der Mitversicherung von Kindern und Jugendlichen, 
und zum anderen ist sie im Zeitverlauf nochmal gesunken, 
während die Zustimmung bei den Kindern und Jugendli-
chen unverändert geblieben ist. Hier fällt der Unterschied 
der Antworten zwischen beiden Versicherungssystemen 
mit 63 Prozent (GKV) zu 47 Prozent (PKV) am größten aus – 
wie auch bereits in der Vergleichsbefragung aus dem Jahr 
2012. Bei den Privatversicherten ist auch hier die Zustim-
mung der Beamt:innen am höchsten (53 Prozent).

Ein weiteres zentrales Merkmal des Solidarprinzips 
ist der Einkommensausgleich zwischen Besserverdie-
nenden und Geringverdienern. Nach wie vor befürwortet 
eine große Mehrheit der Befragten in beiden Systemen 
die einkommensabhängige Finanzierung der Krankenver-
sicherung, auch wenn die Zustimmung gegenüber 2012 
leicht gesunken ist. Rund drei Viertel der GKV-Versicher-
ten (73 Prozent) stehen hinter einem GKV-immanenten 
Einkommensausgleich, am häufigsten äußern sich frei-
willig Versicherte zustimmend. Auch ein bemerkenswert 
großer Teil der PKV-Versicherten (68 Prozent) stimmt 
der Idee einer einkommensabhängigen Finanzierung 
der Krankenversicherung zu – auch wenn es in ihrem 
Versicherungssystem einen solchen Solidarausgleich 
nicht gibt. Der größte Zustimmungsanteil stammt von 
Beamt:innen, einer Berufsgruppe, die aufgrund der Bei-
hilferegelungen praktisch als »PKV-pflichtversichert« be-
zeichnet werden könnte.

Der für private Krankenversicherer fehlende Kontra-
hierungszwang wird von fast allen Befragten durchweg 
kritisch bewertet und deutlich abgelehnt. Sowohl die Ver-
sicherten der GKV als auch der PKV bewerten die Aussage 
»Eine Krankenversicherung sollte das Recht haben, neue 
Kunden aufgrund ihres Gesundheitszustandes abzuleh-
nen.« mehrheitlich als schlecht oder sehr schlecht (85 
Prozent und 80 Prozent).

Bewertung von Reformoptionen

Die Kritik am Nebeneinander von gesetzlicher und privater 
Krankenversicherung wird immer lauter. In der öffentli-
chen Wahrnehmung gibt es Zweifel an der Zukunftsfähig-
keit der PKV, die finanzielle Stabilität der GKV ist – trotz 
ehemals hoher Rücklagen – einer anhaltenden Wachs-
tumsschwäche der beitragspflichtigen Einnahmen ausge-
setzt. Angesichts anhaltender Reformdebatten wurden die 
Präferenzen der Bevölkerung zu verschiedenen Vorschläge 
für eine künftige nachhaltige Finanzierung erhoben.

Erweiterung der Solidargemeinschaft
Eine Reformoption besteht in der personellen Erweiterung 
der Solidargemeinschaft (Tabelle 3). Insgesamt zeigt sich 

bei der Mehrheit der Versicherten eine hohe Zustimmung 
zu einer Beteiligung von Beamt:innen, Selbstständigen 
und Besserverdienenden an der solidarischen Finan-
zierung der Krankenversicherung. Drei Viertel der GKV-
Versicherten halten den Vorschlag aktuell für gut bezie-
hungsweise sehr gut. Bei den PKV-Versicherten liegt die 
Zustimmung zu einem einheitlichen solidarischen Kran-
kenversicherungssystem erwartungsgemäß auf einem 
deutlich niedrigeren Zustimmungsniveau, doch auch hier 
lehnt nur ein Drittel eine solche Reform ab. Bemerkens-
wert ist zudem, dass dieser Reformvorschlag bei den Ver-
sicherten aus beiden Systemen gegenüber 2012 deutlich 
zugenommen hat.  

In der GKV steigt die Zustimmung für ein einheitliches 
solidarisches Krankenversicherungssystem mit dem Al-
ter deutlich an. In der PKV-Stichprobe ist die Akzeptanz 
dieses Vorschlages bei den Beamt:innen mit 59 Prozent 
am höchsten (bei lediglich 21 Prozent Ablehnung) – das 
sind diejenigen, die im Unterschied zu den beiden ande-
ren Versichertengruppen in der PKV aufgrund der Beihil-
feregelungen faktisch kaum Wahlfreiheit haben.

Einbezug weiterer Einkommensarten
Als ein Vorschlag zur Verbreiterung der Beitragsbasis der 
GKV wurde immer wieder diskutiert, weitere Einkommens-
arten in die Beitragsbemessungserhebung einzubezie-
hen. Rund zwei Fünftel (43 Prozent) der GKV-Versicherten 
stimmt einem solchen Vorschlag zu. Bei PKV-Versicherten, 
deren Beitragszahlung selbst gar nicht einkommensab-
hängig erfolgt, zeigt sich eine ähnlich hohe Zustim-
mung, insbesondere in der Gruppe privat versicherter 
Arbeitnehmer:innen und Beamt:innen. Bemerkenswert 
ist, dass die Zustimmung gegenüber der letzten Befragung 
2012 zugenommen hat.

Beiträge für Familienversicherte
In der Debatte um künftige Finanzierungsoptionen für 
die GKV wird auch immer wieder die beitragsfreie Mitver-
sicherung nichterwerbstätiger Eheleute in der GKV hin-
terfragt. Die Reaktionen der Befragten sind hier nicht so 
einheitlich wie bei anderen Gestaltungsvorschlägen: In 
der GKV plädiert etwas mehr als die Hälfte der Versicher-
ten (55 Prozent) für einen eigenen Beitrag nichterwerbs-
tätiger Eheleute, wenn das Familieneinkommen über der 
Beitragsbemessungsgrenze liegt. PKV-Versicherte, für die 
dieses GKV-Merkmal selbst nicht zutrifft, plädieren mit 60 
Prozent Zustimmung nochmals stärker für einen eigenen 
Beitrag. Bei beruflich Selbstständige ist die Akzeptanz je-
weils am höchsten.

Risikozuschlag
Der Vorschlag eines pauschalen Risikozuschlags, wonach 
Menschen, die häufiger krank sind, höhere Beiträge zah-
len sollen als Gesunde, stößt auch aktuell auf eine brei-
te Ablehnung in der Bevölkerung (GKV: 81 Prozent, PKV: 
75 Prozent). Auch dieses Antwortverhalten unterstreicht 
nochmals die breite Verankerung des Solidarprinzips bei 
den Bürgern.

SoSi_07_2023.indd   289SoSi_07_2023.indd   289 04.07.2023   11:37:0404.07.2023   11:37:04



Soziale Sicherheit 7/2023290

Krankenversicherung

Selbstbehalt und Eigenbeteiligung
Das Thema Selbstbehalt – Eigenbeteiligung an den Be-
handlungskosten bei gleichzeitiger Beitragsermäßigung 
– wird auf Seiten der GKV-Versicherten eher kritisch be-
urteilt, lediglich 36 Prozent stimmen zu, in der Gruppe der 
PKV-Versicherten findet dieses PKV-typische Gestaltungs-
element nur bei gut der Hälfte der Versicherten (54 Pro-
zent) einen klaren Rückhalt.

Die Analyse nach demografischen Merkmalen of-
fenbart deutliche Unterschiede in den einzelnen Teil-
gruppen. So zeigen beide Stichproben einen deutlichen 
Bildungseffekt: Die Akzeptanz des Vorschlages steigt 
jeweils mit höherer Schulbildung kontinuierlich an. In 
der GKV ist die Zustimmung bei jüngeren Versicherten 
(<30 Jahre: 57 Prozent) überdurchschnittlich hoch sowie 
bei freiwillig versicherten GKV-Mitgliedern, die in die 
PKV wechseln können (51 Prozent). Geringverdiener und 
Rentner sprechen sich überdurchschnittlich häufig gegen 
diesen Vorschlag aus (Einkommen <2.000 Euro; >66 Jah-
re: jeweils 46 Prozent). Das gilt ebenso für Befragte mit 
subjektiv schlechter Gesundheit beziehungsweise chro-
nischen Krankheiten (45 Prozent; 44 Prozent).

In der PKV-Stichprobe wird der Vorschlag am häufigs-
ten von Selbstständigen begrüßt und von Befragten im 
Rentenalter zurückhaltend bewertet.

Kostenerstattungsregelung
Eine Kostenerstattungsregelung für ärztliche Behandlun-
gen oder Medikamente, bei der die Patienten die Kosten 
– ähnlich wie in der PKV – zunächst bei der Arztpraxis 
oder in der Apotheke selbst begleichen, die Belege bei der 
Versicherung einreichen und sie anschließend erstattet 

bekommen, findet nur wenig Zustimmung in der Bevöl-
kerung. Lediglich 16 Prozent der GKV-Versicherten ins-
gesamt stimmen für diesen Vorschlag. In der Gruppe der 
gesetzlich versicherten Selbstständigen fällt die Zustim-
mung doppelt so hoch aus.

Auffällig ist, dass das PKV-Prinzip der Kostenerstat-
tung auch bei den eigenen Versicherten keine mehrheit-
liche Zustimmung findet und von mehr als der Hälfte der 
Befragten (55 Prozent) explizit ablehnt wird. Bemerkens-
wert ist hier vor allem auch die Veränderung gegenüber 
2012, als die jetzt auf rund ein Drittel gesunkene Zustim-
mung noch bei rund der Hälfte lag. Die Analyse in den 
einzelnen PKV-Teilgruppen dokumentiert über alle Versi-
chertengruppen hinweg eine kritische Haltung zum PKV-
eigenen Kostenerstattungsprinzip.

Anhebung der Beitragsbemessungsgrenze
Die Beitragsbemessungsgrenze bestimmt, bis zu welchem 
Betrag die beitragspflichtigen Einnahmen von gesetzlich 
Krankenversicherten für die Beitragsbemessung herange-
zogen werden; Einnahmen jenseits dieser Grenze bleiben 
für die Beitragserhebung außer Betracht. Der Vorschlag, 
die GKV-Beitragsbemessungsgrenze anzuheben, da-
mit Besserverdienende höhere Beiträge leisten, um eine 
größere Umverteilung zwischen Gering- und Besserver-
dienenden zu erreichen (Tabelle 4), wird insgesamt von 
etwas mehr als der Hälfte der Befragten beider Systeme 
begrüßt, insbesondere von Befragten im Rentenalter und 
von Personen mit einem eher geringen Haushaltsnettoein-
kommen. Überdurchschnittlich hoch bei PKV-Versicherten 
ist auch hier die Zustimmung der Beamt:innen sowie der 
Rentner:innen und Pensionäre.

Tabelle 3 
Bewertungen von Reformoptionen im Zeitvergleich

WIdO‐Monitor 2012 GKV‐PKV‐Studie

Tabelle 3
Bewertungen von Reformoptionen im Zeitvergleich

Anzahl befragter GKV-Versicherter 1.004 393 130 52 370 53 1.002
Auch Beamte, Selbständige und Besserverdiener, die heute privat versichert sind, sollten sich künftig an der 
Finanzierung der Gesundheitsversorgung der gesamten Bevölkerung beteiligen. 75 72 79 67 81 76 68
Um die Beiträge zur Krankenversicherung gerechter zu finanzieren sollten alle Einkommensarten, also auch 
Miet- u. Zinseinnahmen bei der Beitragsgestaltung einbezogen werden. 43 43 48 49 42 32 35
Nichterwerbstätige Ehepartner, die heute in der GKV beitragsfrei mitversichert sind, sollen - wenn das 
Familieneinkommen über der Beitragsbemessung liegt - einen eigenen Beitrag zahlen. 55 56 58 69 56 38 45

Versicherte, die häufig krank sind, sollten höhere Beitrage bezahlen. 7 7 9 26 4 1 13

Versicherte sollten die Möglichkeit haben, sich an ihren Behandlungskosten bis zu einer bestimmten Höhe zu 
beteiligen. Als Ausgleich dafür wird der Beitrag zur Krankenversicherung ermäßigt. 36 43 45 46 24 28 30

Patienten sollten die Kosten für Behandlungen u. Medikamente - wie bei den privaten Krankenversicherungen - zunächst 
selbst beim Arzt oder Apotheker bezahlen und anschließend von ihrer Krankenkasse erstatten lassen. 16 18 9 31 16 7 23

Anzahl befragter PKV-Versicherter 1.000 176 117 200 475 32 1.001
Auch Beamte, Selbständige und Besserverdiener, die heute privat versichert sind, sollten sich künftig an der 
Finanzierung der Gesundheitsversorgung der gesamten Bevölkerung beteiligen. 46 47 39 59 46 15 35
Um die Beiträge zur Krankenversicherung gerechter zu finanzieren sollten alle Einkommensarten, also auch 
Miet- u. Zinseinnahmen bei der Beitragsgestaltung einbezogen werden. 50 58 46 59 42 35 43
Nichterwerbstätige Ehepartner, die heute in der GKV beitragsfrei mitversichert sind, sollen - wenn das 
Familieneinkommen über der Beitragsbemessung liegt - einen eigenen Beitrag zahlen. 60 57 68 56 63 56 59

Versicherte, die häufig krank sind, sollten höhere Beitrage bezahlen. 10 14 7 12 7 11 10

Versicherte sollten die Möglichkeit haben, sich an ihren Behandlungskosten bis zu einer bestimmten Höhe zu 
beteiligen. Als Ausgleich dafür wird der Beitrag zur Krankenversicherung ermäßigt. 54 53 72 50 48 63 54

Patienten sollten die Kosten für Behandlungen u. Medikamente - wie bei den privaten Krankenversicherungen - zunächst 
selbst beim Arzt oder Apotheker bezahlen und anschließend von ihrer Krankenkasse erstatten lassen. 32 31 33 29 36 25 48

Zustimmung in % jeweils auf einer 5er-Antwortskala (Anteil Angaben: „stimme voll und ganz zu“; „stimme zu“).
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Private Zuzahlungen
Der Vorschlag, bei der Leistungsinanspruchnahme künftig 
mehr private Zuzahlungen beziehungsweise Eigenanteile 
zu leisten, um die aus Beiträgen zu finanzierenden Kosten 
insgesamt zu begrenzen, wird von rund zwei Dritteln der 
GKV-Versicherten abgelehnt und nur von jedem Zehnten 
befürwortet. Auch bei den Privatversicherten lehnt rund 
die Hälfte der Befragten höhere Eigenleistungen der Pati-
entinnen und Patienten ab und nur ein Fünftel stimmt zu.

Investitionen auf dem Kapitalmarkt
Bei dem Vorschlag, zur Vermeidung höherer Behandlungs-
kosten im Alter für alle Versicherten finanzielle Rücklagen 
zu bilden und auf dem Kapitalmarkt anzulegen – bei ent-
sprechender Erhöhung der aktuellen GKV-Beiträge – tritt 
erkennbar eine große Unsicherheit zutage, wie sich an den 
relativ großen Anteilen von »teils/teils«-Antworten zeigt5. 
Insgesamt wird dieser Vorschlag von den GKV-Versicher-
ten eher kritisch und von den PKV-Versicherten eher posi-
tiv beurteilt. In beiden Stichproben sind allerdings deut-
liche Alterseffekte erkennbar: Bei jüngeren Versicherten 
(<30 Jahre) ist die Akzeptanz für diesen Reformvorschlag 
vergleichsweise am höchsten.

Beschränkungen auf eine Basisversorgung
Die Reformoption, dass die GKV lediglich eine Basisversor-
gung sicherstellt, während die Absicherung weiterer Leis-
tungsbedarfe über private Zusatzversicherungen erfolgt, 
stößt insgesamt auf breite Ablehnung in der Bevölkerung.

Bislang beziehen sich private Zusatzversicherungen 
vor allem auf vor allem Komfortleistungen in der statio-
nären Versorgung (Einzelzimmer) sowie auf Leistungsbe-
reiche, die der Gesetzgeber komplett oder weitgehend 

5 Zok/Jacobs (2023), S. 10.

aus dem Leistungskatalog der GKV gestrichen hat – ins-
besondere Sehhilfen und Zahnersatz. Die zurückhaltende 
Bewertung dieses Vorschlags hängt mutmaßlich auch mit 
der nicht weiter definierten »Basisversorgung« zusam-
men. Hinzu kommt, dass private Zusatzversicherungen 
für viele Versicherte nicht bedarfsgerecht sind. Ältere und 
chronisch Kranke bleiben bei solchen Zusatzversicherun-
gen zumeist ausgeschlossen, ganz abgesehen von der 
Zahlungsfähigkeit von Versicherten mit geringen Einkom-
men.

Entwicklungsperspektive Krankenversicherungssystem
Im Hinblick auf grundsätzliche Reformpräferenzen der bei-
den bestehenden Krankenversicherungssysteme wurden 
die Befragten gebeten, sich für eine der drei folgenden 
Antwortvorgaben zu entscheiden (Tabelle 5):
• Die gesamte Bevölkerung wird in der gesetzlichen 

Krankenversicherung versichert. 
• Wie bislang können sich Besserverdienende, 

Beamt:innen sowie Selbstständige in einer privaten 
Krankenversicherung versichern. 

• Die gesetzliche Krankenversicherung wird abgeschafft, 
und alle müssen sich privat versichern.

Das Reformmodell, die gesamte Bevölkerung in der GKV zu 
versichern hat im Vergleich zu 2012 deutlich zugenommen. 
Der Status quo eines dualen Versicherungssystems findet 
dagegen deutlich weniger Unterstützung. Vor allem bei 
Privatversicherten – bei ihnen hat sich das Mehrheitsver-
hältnis im Zeitvergleich genau umgedreht. Insbesondere 
in der Gruppe der Beamt:innen hat die Aufgeschlossenheit 
für ein einheitliches Gesundheitssystem zugenommen 
(2012: 33 Prozent).

Tabelle 4 
Reformoptionen zur Finanzierung der gesetzlichen Krankenversicherung

WIdO‐Monitor 2012 GKV‐PKV‐Studie

Tabelle 4
Reformoptionen zur Finanzierung der gesetzlichen Krankenversicherung

Anzahl befragter GKV-Versicherter 1.004 393 130 52 370 53
Die Beitragsbemessungsgrenze ist die Obergrenze der Bruttoeinkommen, auf die Beiträge zur gesetzlichen 
Krankenversicherung bezahlt werden müssen. Diese sollte angehoben werden, damit Besserverdienende höhere Beiträge 
bezahlen. 59 61 65 46 64 41
Bei der Inanspruchnahme medizinischer Leistungen (z.B. Arzneimittel, Arztbesuche) sollten vermehrt private Zuzahlungen bzw
Eigenanteile durch die Patienten geleistet werden, um insgesamt die Kosten für die Krankenversicherungsbeiträge zu 
begrenzen. 10 9 10 12 14 1
Um den höheren Behandlungskosten im Alter zu begegnen, sollten generell für alle Versicherten finanzielle Rücklagen gebildet
und auf dem Kapitalmarkt angelegt werden. Hierzu müssten die aktuellen Beiträge in der gesetzlichen Krankenversicherung 
allerdings entsprechend erhöht werden. 22 24 26 17 17 18
Die gesetzliche Krankenversicherung sorgt nur noch für eine Basisversorgung, darüber hinaus gehende Leistungen - z.B. 
Krankengeld, Reha, Psychotherapie - sollten über private Zusatzversicherungen abgeschlossen werden. 8 8 13 10 9 1

Anzahl befragter PKV-Versicherter 1.000 176 117 200 475 32
Die Beitragsbemessungsgrenze ist die Obergrenze der Bruttoeinkommen, auf die Beiträge zur gesetzlichen 
Krankenversicherung bezahlt werden müssen. Diese sollte angehoben werden, damit Besserverdienende höhere Beiträge 
bezahlen. 54 41 41 62 62 45
Bei der Inanspruchnahme medizinischer Leistungen (z.B. Arzneimittel, Arztbesuche) sollten vermehrt private Zuzahlungen bzw
Eigenanteile durch die Patienten geleistet werden, um insgesamt die Kosten für die Krankenversicherungsbeiträge zu 
begrenzen. 21 25 23 15 20 32
Um den höheren Behandlungskosten im Alter zu begegnen, sollten generell für alle Versicherten finanzielle Rücklagen gebildet
und auf dem Kapitalmarkt angelegt werden. Hierzu müssten die aktuellen Beiträge in der gesetzlichen Krankenversicherung 
allerdings entsprechend erhöht werden. 43 48 48 39 38 53
Die gesetzliche Krankenversicherung sorgt nur noch für eine Basisversorgung, darüber hinaus gehende Leistungen - z.B.
Krankengeld, Reha, Psychotherapie - sollten über private Zusatzversicherungen abgeschlossen werden 26 25 35 25 24 21

Zustimmung in % jeweils auf einer 5er-Antwortskala (Anteil Angaben: „stimme voll und ganz zu“; „stimme zu“).
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Reformoptionen für die soziale Pflegeversicherung
Auch für die soziale Pflegeversicherung werden verschie-
dene Reformvorschläge mit Blick auf den Umgang mit stei-
genden Pflegekosten diskutiert (Tabelle 6).

Gegenwärtig existieren in Deutschland auch in der 
Pflegeversicherung zwei getrennte Systeme: ein gesetzli-
ches und ein privates. Die Zugehörigkeit der Versicherten 
richtet sich danach, ob sie gesetzlich oder privat kran-
kenversichert sind. Die Leistungen sind in beiden Teilsys-
temen identisch, aber die Beitragsfinanzierung erfolgt 
unterschiedlich. 

Die Frage, ob die Finanzierung der Pflege weiterhin ge-
trennt oder gemeinsam solidarisch durch alle Bürger erfol-
gen soll, wird eindeutig beantwortet: Eine große Mehrheit 
der in der sozialen Pflegeversicherung Versicherten (86 
Prozent; im Jahr 2012: 68 Prozent) spricht sich dafür aus, 
die Trennung zwischen sozialer und privater Pflegeversi-
cherung aufzuheben, damit alle Bürger gleichermaßen an 
der Finanzierung des Pflegerisikos beteiligt werden. Aber 
auch eine deutliche Mehrheit der privat Versicherten be-
fürwortet über alle Berufsstatusgruppen hinweg diesen 
Vorschlag eines solidarischen Finanzierungsmodells. 

Die Pflegeversicherung ist als Teilleistungssystem kon-
zipiert: Die Versicherung zahlt je nach Pflegegrad einen 
fixen Leistungsbetrag, während die darüberhinausgehen-
den Kosten von den Pflegebedürftigen selbst getragen 
werden müssen. Das führt insbesondere in der stationären 
Langzeitpflege zu immer höheren Eigenanteilen, die die 
stationär Gepflegten neben den Kosten für Unterkunft und 
Verpflegung und einer Beteiligung an den Investitionskos-
ten der Heime tragen müssen. Der Reformvorschlag, die-
se Logik des Teilleistungssystems umzudrehen, stößt auf 
eine große Zustimmung in der Bevölkerung (75 Prozent), 
und zwar nahezu gleichermaßen bei den Versicherten bei-
der Systeme (GKV: 76 Prozent; PKV: 71 Prozent). In diesem 
Fall würde das Risiko steigender Pflegekosten von der Pfle-
geversicherung übernommen, während die Pflegebedürf-
tigen einen fixen Sockelbetrag zu tragen hätten. Bei Per-

sonen, die im Rahmen der Befragung angegeben haben, 
einen Angehörigen pflegen – entweder selbst oder durch 
einen anderen Haushaltsangehörigen – ist die Zustim-
mung zu diesem Reformvorschlag erwartungsgemäß noch 
einmal deutlich höher (84 Prozent).

Eine größere Rolle privater Zusatzversicherungen zur 
Absicherung steigender Pflegekosten findet dagegen 
kaum Unterstützung. 

Fazit

Hat das deutsche duale Versicherungssystem eine Zu-
kunft? Vor dem Hintergrund zunehmender finanzieller Pro-
bleme sprechen viele Gründe dagegen. Und vor allem: Die 
Mehrheit der Bevölkerung ist dagegen. 

Insbesondere auch die Privatversicherten finden – 
und dies dokumentieren Befragungen im Zeitverlauf – 
viele Elemente gut, die sie in ihrem System nicht haben, 
vor allem die Aspekte der Solidarität.

So erfreuen sich die Prinzipien solidarischer Beitrags-
finanzierung insgesamt einer hohen Zustimmung in der 
Bevölkerung – gerade auch bei vielen Privatversicher-
ten. Finanzierungsoptionen, wie eine höhere Eigenbe-
teiligung oder Zusatzversicherungen, werden dagegen 
von großen Teilen der Befragten abgelehnt – sowohl in 
gesetzlicher wie auch privater Krankenversicherung. 
Auch für Reformoptionen zur Finanzierung der Pflege-
versicherung sind die Ergebnisse nochmal klarer. Viele 
– auch Privatversicherte – votieren für ein gemeinsames, 
solidarisch finanziertes System. Die Mehrheit ist dafür, 
dass »Gesunde den gleichen Beitrag wie Kranke« zahlen 
sollen. Da gibt es nur einen marginalen Unterschied zwi-
schen den gesetzlich und privat versicherten Befragten. 

Ein Einkommensausgleich »Besserverdiener zahlen 
mehr als Geringverdiener« wird auch von fast 70 Prozent 
der Privatversicherten befürwortet. Diese Elemente, die es 
in der privaten Krankenversicherung gar nicht gibt, werden 

Tabelle 5 
Entwicklungsperspektive Krankenversicherungssystem 
"Wie stehen Sie zu den zwei Krankenversicherungssystemen? Für welche der drei Möglichkeiten entscheiden Sie sich?"
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Tabelle 5
Entwicklungsperspektive Krankenversicherungssystem
"Wie stehen Sie zu den zwei Krankenversicherungssystemen? Für welche der drei Möglichkeiten entscheiden Sie sich?"

GKV
Anzahl Befragte 1.004 393 130 52 370 53 1.002

gesamte Bevölkerung in die GKV 76 75 79 59 82 71 57
wie bislang … 21 22 17 30 16 29 36
GKV abschaffen, jeder versichert sich privat 3 3 4 11 1 - 5

PKV
Anzahl Befragte 1.000 176 117 200 475 32 1.001

gesamte Bevölkerung in die GKV 48 52 51 52 46 33 35
wie bislang … 36 29 26 32 42 62 46
GKV abschaffen, jeder versichert sich privat 14 15 20 14 11 5 17

Die an 100% fehlenden Anteilswerte entfallen auf „weiß nicht“ oder „keine Angabe“.
WIdO 2023
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von Versicherten beider Systeme als gut befunden. Die 
Analyse nach Teilgruppen zeigt, das ist die Zustimmung 
vor allem auch bei Beamt:innen nochmal höher ist als im 
Durchschnitt. Also diejenigen, die wegen der Beihilferege-
lungen nicht in die GKV können – mit wenigen Ausnahmen.

Die Antworten auf die Frage zur künftigen Entwick-
lungsperspektive – gesamte Bevölkerung in die GKV, oder 
alles so lassen wie es ist mit dem dualen System, oder die 
gesamte Bevölkerung soll sich privat versichern – lauten: 
Drei Viertel der gesetzlich Versicherten votieren für »alle 
in die GKV« und nur 21 Prozent sagen »so lassen, wie es 
ist«. Das ist ein deutlicher Zuwachs gegenüber dem Ver-
gleichszeitpunkt vor 12 Jahren und damit eine klare Stär-
kung des Wunsches, alle in einem System zu sein. Und 
bei den Privatversicherten sagt auch fast die Hälfte: »alle 
in die GKV«. 2012 war das noch ein Drittel. Und diese Zu-
stimmung zeigt sich bei der Pflegeversicherung nochmal 
deutlicher: Zwei Drittel der Privatversicherten befürwor-
ten ein System für alle (64 Prozent).

Deutliche Unterschiede zwischen PKV- und GKV-Versi-
cherten zeigt sich darin, dass PKV-Versicherte häufig das 

Gefühl haben, unnötige Leistungen verordnet zu bekom-
men.

Summa summarum befürwortet die klare Mehrheit 
der Versicherten eine umfassende Gesundheits- und Pfle-
geversorgung im Rahmen eines solidarisch finanzierten 
Versicherungssystems und spricht sich für die Stärkung 
solidarischer Finanzierungselemente aus. 

Die Ergebnisse der Umfrage deuten darauf hin, dass 
die Bevölkerung in Bezug auf strukturelle Finanzierungs-
reformen beim Kranken- und Pflegeversicherungsschutz 
klare Vorstellungen hat, die sich in den letzten zehn Jah-
ren geschärft haben. Als Fazit der aktuellen Befragung 
kann somit festgestellt werden: Die Stärkung der Solida-
rität ist das Mittel der Wahl – auch für die Zukunft.

Klaus Zok ist Diplom-Sozialwissenschaft-
ler und arbeitet im  wissenschaftlichen 
Institut der AOK (WIdO).

Tabelle 6 
Entwicklungsperspektive Finanzierung Pflegeversicherung
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Tabelle 6
Entwicklungsperspektive Finanzierung Pflegeversicherung

Wie beurteilen Sie folgende Aussagen?

Anzahl befragter GKV-Versicherter 1.004 393 130 52 370 53

Alle Versicherten - auch bislang privat versicherte Beamte, 
Selbständige und Besserverdienende - sollten sich an der 
solidarischen Finanzierung der Pflegekosten beteiligen.

86 84 90 90 90 90

Das Risiko steigender Pflegekosten sollte künftig von der 
Pflegeversicherung statt von den Pflegebedürftigen getragen 
werden: Für den Fall einer erforderlichen Heimpflege sollte nur 
ein fester Sockelbetrag von den Pflegebedürftigen, der 
darüberhinausgehende Teil aber von der Pflegeversicherung 
getragen werden.

76 77 75 71 74 79

Die künftig zu erwartenden Kostensteigerungen in der 
ambulanten und stationären Pflege sollten generell über private 
Pflegezusatzversicherungen abgedeckt werden.

13 10 21 8 17 11

Wie beurteilen Sie folgende Aussagen?

Anzahl befragter PKV-Versicherter 1.000 176 117 200 475 32

Alle Versicherten - auch bislang privat versicherte Beamte, 
Selbständige und Besserverdienende - sollten sich an der 
solidarischen Finanzierung der Pflegekosten beteiligen.

64 67 59 66 68 38

Das Risiko steigender Pflegekosten sollte künftig von der 
Pflegeversicherung statt von den Pflegebedürftigen getragen 
werden: Für den Fall einer erforderlichen Heimpflege sollte nur 
ein fester Sockelbetrag von den Pflegebedürftigen, der 
darüberhinausgehende Teil aber von der Pflegeversicherung 
getragen werden.

71 69 78 67 75 60

Die künftig zu erwartenden Kostensteigerungen in der 
ambulanten und stationären Pflege sollten generell über private 
Pflegezusatzversicherungen abgedeckt werden.

23 24 24 19 24 32

Zustimmung in % jeweils auf einer 5er-Antwortskala (Anteil Angaben: „stimme voll und ganz zu“; „stimme zu“).
WIdO 2023

Insge
samt

Berufliche Stellung

Arbeitnehmer Selbstständige Beamte Pensionäre/
Rentner

Nicht 
Erwerbstätige

Insge
samt

Berufliche Stellung
pflichtversich
erte 
Arbeitnehmer

freiwillig 
versicherte 
Arbeitnehmer

Selbstständig
e Rentner Nicht 

Erwerbstätige
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